
 

Steuerrecht
Ostermayer/Huber · Freiberufler-Soziet�ten: Steuerliche Fußangeln bei der Umstrukturierung

Betriebs-Berater // BB 25.2009 // 15.6.2009 1327

Prof. Dr. Reinhold Beiser ist Universit�tsprofessor an
der Universit�t Innsbruck und lehrt das Fach Finanz-
recht. Seine Habilitationsschrift „Der Abzug von Schuld-
zinsen in der Einkommensteuer – Die Zuordnung von
Verbindlichkeiten“ ist 1990 im Duncker & Humblot Ver-
lag Berlin erschienen. Univ.-Prof. Dr. Reinhold Beiser ist
als Wirtschaftstreuh�nder und Steuerberater auch praktisch t�tig. Sein
Publikationsverzeichnis umfasst �ber 300 Einzelbeitr�ge in �sterreichi-
schen und deutschen Fachzeitschriften.

Dipl.-Kfm. Franz Ostermayer, WP/StB, und Dipl.-Betriebswirt (FH) Florian Huber, StB

Freiberufler-Soziet�ten: Steuerliche Fußangeln
bei der Umstrukturierung

Insbesondere bei Freiberufler-Soziet�ten ist immer wieder zu beobach-

ten, dass einzelneodermehrere Partner ausder Soziet�t ausscheiden, um

die bislang betreuten Mandate k�nftig auf eigene Verantwortung zu

bearbeiten. Die Gr�nde hierf�r sind unterschiedlicher Natur. Bei interdis-

ziplin�r t�tigen Soziet�ten d�rfte ein wesentliches Motiv eine beabsich-

tigteverbesserteWahrnehmungdereigenenDisziplinamMarktsein,aber

auchUnzufriedenheit�berdieZusammenarbeitmitden�brigenPartnern

odermitderGewinnverteilung.Wennes zurTrennungvonSozienkommt,

muss aus steuerlicher Sicht in jedem Fall sichergestellt sein, dass die

Umstrukturierung f�r alle Beteiligten steuerneutral erfolgt. Der bearbei-

teteMandantenstammverk�rpert regelm�ßighohestilleReserven,deren

Aufdeckung eine massive Steuerbelastung nach sich ziehen w�rde. Die

Abschreibungdieses Praxiswerts in den Folgejahrenbietet hierf�r keinen

Ausgleich. Der nachfolgende Beitrag erl�utert, wie die einzelnen Formen

des Ausscheidens von Sozien steuerrechtlich zu beurteilen sind. Zudem

wird der Frage nachgegangen, ob anl�sslich des Ausscheidens zwingend

von der regelm�ßig gew�hlten Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG

zumBestandsvergleich�bergegangenwerdenmuss.

I. Alternative Fallgestaltungen beim
Ausscheiden von Sozien und deren
steuerliche Behandlung

In der Praxis muss zun�chst gekl�rt werden, ob durch das Ausscheiden

des oder der Sozien die Mitunternehmerschaft bestehen bleibt oder

aber aufgel�st wird. Nur im letzteren Fall liegt nach Auffassung der Fi-
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nanzverwaltung eine Realteilung i.S. v. § 16 Abs. 3 S. 2 EStG vor.1 Eine

Realteilung in diesem Sinne ist daher bei einer zweigliedrigen Soziet�t

bereits gegeben, wenn einer der Sozien ausscheidet. Bei einer mehr-

gliedrigen Soziet�t ist hingegen Voraussetzung, dass s�mtliche Sozien

ihre T�tigkeit in einer Einzelpraxis fortsetzen. F�hren demnach min-

destens zwei verbliebene Sozien die Mitunternehmerschaft fort, liegt

begrifflich mangels Betriebsaufgabe keine Realteilung vor. Erhalten die

ausscheidenden Sozien in diesem Fall f�r die Hingabe ihrer Anteile Ein-

zelwirtschaftsg�ter des Betriebsverm�gens oder Teilbetriebe, ist von ei-

nem Ausscheiden gegen Sachwertabfindung auszugehen. Je nach Qua-

lifikation des Ausscheidensvorgangs k�nnen sich in der Praxis v�llig

unterschiedliche steuerliche Rechtsfolgen ergeben.

1. Realteilung i.S. v. § 16 Abs. 3 S�tze 2 bis 4 EStG
Die Vorschrift setzt begrifflich eine Realteilung voraus, d.h. die Mitun-

ternehmerschaft muss aufgel�st werden. Weitere Voraussetzung ist,

dass mindestens eine wesentliche Betriebsgrundlage – bei funktionaler

oder quantitativer Betrachtungsweise – weiterhin Betriebsverm�gen ei-

nes Realteilers darstellt. Verbleiben im Betriebsverm�gen der einzelnen

Realteiler hingegen nur unwesentliche Wirtschaftsg�ter und werden

die wesentlichen Betriebsgrundlagen allesamt ins Privatverm�gen

�berf�hrt, liegt keine Realteilung vor. In diesem Fall handelt es sich ins-

gesamt um eine Betriebsaufgabe, sodass grunds�tzlich s�mtliche stillen

Reserven aufzudecken sind. Nicht erforderlich ist aber, dass jeder Real-

teiler eine wesentliche Betriebsgrundlage fortf�hrt.

Sind die genannten Voraussetzungen erf�llt und erhalten die einzelnen

ausscheidenden Mitunternehmer im Zuge der Realteilung Einzelwirt-

schaftsg�ter oder qualifizierte betriebliche Einheiten in Form von Teil-

betrieben und bleiben diese jeweils Betriebsverm�gen, so sind zwingend

die Buchwerte fortzuf�hren. Vorteil dabei ist, dass auch dann keine Ge-

winnrealisierung eintritt, wennneben den Einzelwirtschaftsg�tern auch

Schulden�bernommenwerden.Beachtetwerdenmuss aberdie in Satz 3

enthaltene dreij�hrige Sperrfrist, wonach bei einer Realteilung mit Ein-

zelwirtschaftsg�tern r�ckwirkend die gemeinenWerte anzusetzen sind,

soweit wesentliche Betriebsgrundlagen anschließend ver�ußert oder

entnommenwerden.Dadurch soll verhindert werden, dassWirtschafts-

g�termit hohen stillen Reserven gezielt den Realteilern zugeordnet wer-

den, die �ber Verlustvortr�ge oder eine niedrige Progression verf�gen

und die Realteilung damit letztlich der Vorbereitung einer steuerg�nsti-

genVer�ußerungbzw.Entnahmedient.2

Problematisch ist in diesem Zusammenhang insbesondere die Sicht-

weise der Finanzverwaltung, wonach auch die Einbringung der ge-

nannten Wirtschaftsg�ter in eine Kapital- oder Personengesellschaft

nach den §§ 20 bzw. 24 UmwStG unabh�ngig vom gew�hlten Wertan-

satz eine sch�dliche Ver�ußerung darstellen soll.3 Hierdurch wird es

dem ausscheidenden Sozius unn�tig erschwert, sich nach dem Aus-

scheiden wieder mit anderen Berufstr�gern zur gemeinschaftlichen

Berufsaus�bung zusammenzuschließen. In derartigen F�llen sollte

durch gesellschaftsvertragliche Abreden sichergestellt sein, dass etwa

der �bernommene Mandantenstamm der neuen Mitunternehmer-

schaft nur zur Nutzung �berlassen wird und damit im Sonderbe-

triebsverm�gen des eintretenden Sozius verbleibt. In diesem Fall f�llt

kein sch�dlicher �bertragungsvorgang an; wirtschaftlich betrachtet

kann die aufnehmende Soziet�t den Mandantenstamm aber wie einen

eigenen nutzen. Mit dieser Gestaltung ist zwar dem Steuerrecht Ge-

n�ge getan. Zivilrechtlich ist die L�sung aber unbefriedigend, da die

neue Soziet�t damit nicht Eigent�mer des Kundenstamms wird.

2. Ausscheiden gegen Sachwertabfindung in Form
von Einzelwirtschaftsg�tern

Scheidet ein Sozius aus der im �brigen bestehen bleibenden Mitun-

ternehmerschaft aus und erh�lt er f�r die Hingabe seines Anteils nur

Einzelwirtschaftsg�ter – etwa den von ihm bearbeiteten Mandanten-

stamm –, ordnet § 6 Abs. 5 S. 3 Nr. 1 EStG die zwingende Buchwert-

fortf�hrung an. Haupts�chliches Problem bei dieser Konstellation ist

die Tatsache, dass die �bernahme von Verbindlichkeiten nach herr-

schender Auffassung zur ggfs. anteiligen Gewinnrealisierung f�hrt.4

Zudem sieht § 6 Abs. 5 S. 4 EStG wiederum eine dreij�hrige Sperrfrist

vor, innerhalb derer die Ver�ußerung bzw. Entnahme der �bertrage-

nen Einzelwirtschaftsg�ter zu einer r�ckwirkenden Aufdeckung der

stillen Reserven f�hren soll. Der dabei entstehende Gewinn kann zwar

grds. durch § 6b EStG neutralisiert werden,5 die Vorschrift ist aber

bei den hier besprochenen Wirtschaftsg�tern – v.a. Kundenstamm,

bewegliches Anlageverm�gen – nicht anwendbar.

Steuerneutralit�t k�nnte damit grds. nur durch die Erstellung einer

Erg�nzungsbilanz gew�hrleistet werden, die die bis zur �bertragung

entstandenen stillen Reserven dem �bertragenden Gesellschafter zu-

ordnet (§ 6 Abs. 5 S. 4 EStG). Dies ist aber nur bei �bertragungen in

das Gesamthandsverm�gen von Personengesellschaften m�glich,

nicht aber bei �bertragungen aus dem Gesamthandsverm�gen heraus

in eine Einzelpraxis oder in ein Sonderbetriebsverm�gen.6

Wenn der ausscheidende Sozius erneut beabsichtigt, sich an einer

Mitunternehmerschaft zu beteiligen, muss somit sichergestellt sein,

dass die �bertragenen Einzelwirtschaftsg�ter bis zum Ablauf der

Sperrfrist in seinem Sonderbetriebsverm�gen verbleiben.

3. Ausscheiden gegen Sachwertabfindung in Form
von qualifizierten betrieblichen Einheiten

Nicht abschließend gekl�rt ist die Frage, welche Vorschrift zur An-

wendung kommt, wenn die Mitunternehmerschaft als solche be-

stehen bleibt und der ausscheidende Sozius f�r die Hingabe seiner

Gesellschaftsrechte einen kompletten Teilbetrieb erh�lt. Eine derartige

Konstellation wird regelm�ßig dann vorkommen, wenn etwa aus ei-

ner interdisziplin�ren Anwaltssoziet�t die gesamte arbeitsrechtliche

oder die gesellschaftsrechtliche Abteilung ausscheidet. Diese Abteilun-

gen erf�llen regelm�ßig den Teilbetriebsbegriff.

Zu einem derartigen Fall der „Ausbringung“ hat der Umwandlungs-

steuererlass noch auf die sinngem�ße Anwendung des § 24 UmwStG

verwiesen.7 Wegen der abschließenden Regelung der Realteilung einer

Personengesellschaft in § 16 Abs. 3 S. 2 ff. EStG lehnt die Literatur-

meinung eine analoge Anwendung des § 24 UmwStG jetzt jedoch ab.8

Die Finanzverwaltung verweist insoweit auf die Buchwertfortf�hrung

nach § 6 Abs. 3 EStG.9 Glanegger zweifelt dies an, da § 6 Abs. 3 EStG

auf gesellschaftsrechtliche Vorg�nge nicht anzuwenden sei. Nach sei-

ner Auffassung liegt eine Realteilung nach § 16 Abs. 3 S. 2 bis 4 EStG

„im weiteren Sinne“ vor, wobei aber ebenfalls zwingend die Buchwer-

te fortzuf�hren sind.10 Eine Anwendung der Realteilungsgrunds�tze

bef�rwortet auch Kulosa, da bei der Gesellschaft der Tatbestand einer

1328 Betriebs-Berater // BB 25.2009 // 15.6.2009

1 BMF, 28.2.2006 – IV B 2 – S 2242 – 6/06, BStBl. I 2006, 228, Tz. I.
2 Rogall, DStR 2005, 992, 995.
3 BMF, 28.2.2006 – IV B 2 – S 2242 – 6/06, BStBl. I 2006, 228, Tz. VIII.
4 Glanegger, in: Schmidt, EStG, 28. Aufl. 2009, § 6, Rn. 544.
5 Vgl. Abschn. 6b.1 Abs. 1 S. 5 EStR 2008.
6 Ehmcke, in: Bl�mich, EStG/KStG/GewStG, § 6 EStG, Rn. 1356.
7 BMF, 25.3.1998 – IV B 7 – S 1978 – 21/98, BStBl. I 1998, 268, Rn. 24.18.
8 Rasche, in: R�dder/Herlinghaus/van Lishaut, UmwStG, § 24, Rn. 17.
9 BMF, 28.2.2006 (Fn. 3), Tz. II.

10 Glanegger (Fn. 4), § 6, Rn. 476.
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(Teil-)Betriebsaufgabe vorliege.11 Diese Rechtsauffassung halten wir

f�r zutreffend. Entgegen der Verwaltungsmeinung ist § 6 Abs. 3 EStG

nicht anwendbar, da die �bertragung des Teilbetriebs gegen Minde-

rung von Gesellschaftsrechten und damit nicht unentgeltlich erfolgt.

Wenn bereits die �bertragung von Einzelwirtschaftsg�tern als Be-

triebsaufgabe unter den Realteilungsbegriff f�llt, muss dies auch f�r

qualifizierte betriebliche Einheiten gelten, denn die Teilbetriebsaufga-

be ist ein Unterfall der Betriebsaufgabe i.S. v. § 16 Abs. 3 EStG.12

Es d�rfte damit herrschendeAuffassung sein, dass dieBuchwerte fortzu-

f�hren sind, wenn der ausscheidende Gesellschafter mit einem Teilbe-

trieb abgefunden wird, wenngleich strittig ist, unter welche Vorschrift

dieser Vorgang zu subsumieren ist. Die Sachwertabfindung in Formvon

Teilbetrieben erweist sich als steuerlich vorteilhaft, weil eine etwaige

Schuld�bernahme aufgrund der Einheitsbetrachtung nicht zur Aufde-

ckung stillerReserven f�hrt undkeine Sperrfristen zubeachten sind.

Um in den Genuss der geschilderten Vorteile zu kommen, kann es

sich in der Praxis anbieten, im Vorfeld der Umstrukturierung entspre-

chende Teilbetriebe einzurichten. Grundlegende Voraussetzung ist da-

bei, dass die einzelnen Teilbetriebe �ber eigenes Anlageverm�gen, ei-

genes Personal, einen eigenen Kundenstamm sowie �ber eine geson-

derte Buchf�hrung bzw. Kostenrechnung verf�gen.13 Letzteres kann

durch die Aufteilung der Buchf�hrung in eigene Buchungskreise rea-

lisiert werden. Die genannten Voraussetzungen m�ssen sp�testens

zum Ausscheidensstichtag vorliegen.14

4. Sonderproblem: Sachwertabfindung in das
Gesamthandsverm�gen einer anderen Mitunter-
nehmerschaft, an der der Realteiler beteiligt ist

Wird ein Teilbetrieb gegen Minderung von Gesellschaftsrechten auf

eine andere Mitunternehmerschaft �bertragen, an der der Realteiler

ebenfalls beteiligt ist, gelten die Ausf�hrungen unter Punkt 3, d.h. es

tritt Buchwertfortf�hrung nach Realteilungsgrunds�tzen ein.

Werden in diesem Fall hingegen nur Einzelwirtschaftsg�ter zwischen

den beiden Gesamthandsverm�gen �bertragen, lehnt die Finanzver-

waltung die Fortf�hrung der Buchwerte ab, da diese Konstellation vom

Wortlaut des § 6 Abs. 5 S. 3 EStG nicht erfasst wird.15 Diese Haltung

wird in der Literatur massiv kritisiert.16 Ausweggestaltung ist hier eine

�bertragung in zwei Schritten: Zun�chst erfolgt eine �bertragung der

Einzelwirtschaftsg�ter ins Sonderbetriebsverm�gen der aufnehmenden

Mitunternehmerschaft (durch bloße Nutzungs�berlassung) und an-

schließend eine Weiter�bertragung ins Gesamthandsverm�gen. Dabei

muss allerdings die Gesamtplanrechtsprechung beachtet werden.17

5. Zusammenfassende �bersicht
Die nachfolgende �bersicht soll verdeutlichen, welche Vorschrift und

damit welche Rechtsfolgen bei den verschiedenen Ausscheidens-

szsenarien zur Anwendung kommen:

II. Fragen der Ergebnisabgrenzung

Freiberufler-Soziet�ten genießen das steuerliche Privileg, dass sie un-

abh�ngig vom erzielten Gewinn und vom get�tigten Umsatz zur Ge-

winnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG durch Einnahmen-�berschuss-

Rechnung berechtigt sind. Da diese Gewinnermittlungsart im Ver-

gleich zur Bilanzierung zu deutlichen Zins- und Liquidit�tsvorteilen

f�hrt, machen Freiberufler auch regelm�ßig von diesem Recht Ge-

brauch. Bei der Aufgabe oder Ver�ußerung des ganzen Betriebs oder

eines Mitunternehmeranteils muss aber zwingend zum Bestandsver-

gleich nach § 4 Abs. 1 EStG �bergegangen werden, um den Ver�uße-

rungs- bzw. Aufgabegewinn bestimmen zu k�nnen. In diesen F�llen

ergibt sich aufgrund von ausstehenden Honoraren und unfertigen

Leistungen regelm�ßig ein hoher �bergangsgewinn, der als laufender

Gewinn zu versteuern ist.

In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob ein �bergang zum

Bestandsvergleich auch dann erforderlich ist, wenn bei einer Realtei-

lung oder bei einem Ausscheiden von Sozien gegen Sachwertabfin-

dung der Gewinn auch bei dem �bernehmenden Rechtstr�ger zul�ssi-

gerweise nach § 4 Abs. 3 EStG durch Einnahmen-�berschuss-Rech-

nung ermittelt wird. F�r den Fall der Realteilung zum Buchwert ver-

tritt das Nieders�chsische Finanzgericht die Auffassung, dass ein

�bergang zum Bestandsvergleich dann nicht erforderlich ist, wenn

die Gesellschafter den Gewinn aus ihrer freiberuflichen T�tigkeit auch

nach der Auseinandersetzung durch �berschussrechnung ermitteln.18

Nach Auffassung des Gerichts k�nnen die Gesellschafter das Wahl-

recht auf Buchwertfortf�hrung auch konkludent dadurch aus�ben,

dass sie bei Aufl�sung der Soziet�t auf die Erstellung einer Schlussbi-

lanz verzichten. Begr�ndet wird diese Auffassung damit, dass bei ei-

ner Realteilung zu Buchwerten die Ermittlung von Aufgabegewinnen

nicht erforderlich ist und es auch zu einer korrekten Ermittlung des

Totalgewinns kommt, wenn die Realteiler anschließend ihren Gewinn

wiederum durch Einnahmen-�berschuss-Rechnung ermitteln.

Diese Sichtweise hat der BFH auch auf Einbringungsvorg�nge nach

§ 24 UmwStG angewandt. Erfolgt danach die Einbringung in eine –

nicht buchf�hrungspflichtige – Personengesellschaft zum Buchwert,

bedarf es keines �bergangs zum Bestandsvergleich und es kann auf

die Erstellung einer Einbringungs- sowie �bergangsbilanz verzichtet

werden.19 Gegen diese Argumentation wendet sich die Finanzverwal-

tung ausdr�cklich. Danach soll die Aufstellung einer Einbringungs-

bilanz auch dann zwingend erforderlich sein, wenn die aufnehmende

Personengesellschaft unmittelbar nach der Einbringung zur Gewinn-

ermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG zur�ckkehrt.20 Die Finanzverwaltung

begr�ndet ihre Haltung zum einen damit, dass durch die Aufstellung

der Bilanz der gew�hlte Wertansatz verbindlich festgelegt wird. Zu-

dem soll dadurch die korrekte Ermittlung des Einbringungsergebnis-

ses gew�hrleistet, die Besteuerung offener Forderungen sichergestellt

sowie der Umfang des �bertragenen und ggfs. zur�ckbehaltenen Be-
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Realteilung Sachwertabfindung

mit Einzel-WG

Sachwertabfindung

mit Teilbetrieb

Vorschrift § 16 Abs. 3 S. 2 EStG § 6 Abs. 5 S. 3 Nr. 1

EStG

Gesetzesl�cke; nach h. M.

Anwendung der Realtei-

lungsgrunds�tze

Mitunternehmerschaft wird aufgel�st bleibt bestehen bleibt bestehen

Sperrfrist f�r Ver�uße-

rung/Entnahme

nur bei �bernahme

von Einzel-WG

ja nein

Gewinnrealisierung bei

Schuld�bernahme

nein ja nein

11 Kulosa, in: Herrmann/Heuer/Raupach, EStG/KStG, § 16 EStG, Rn. 441; ebenso Schulze zur Wiesche, Stbg
2006, 374.

12 H 16 (3) EStH 2007 Stichwort: Teilbetriebsaufgabe.
13 Wacker, in: Schmidt, EStG, 28. Aufl. 2009, § 16, Rn. 148.
14 Wacker (Fn. 13), § 16, Rn. 149.
15 BMF (Fn. 3), Tz. IV. 1.
16 Vgl. z. B. Spiegelberger, NWB F. 3, 14019.
17 BFH, 6.9.2000 – IV R 18/99, BStBl. II 2001, 229, BB 2000, 2556.
18 Nieders�chsisches FG, 19.4.1984 – VI-408/83, EFG 1984, 598.
19 BFH, 13.9.2001 – IV R 13/01, BStBl. II 2002, 287, BB 2002, 136 Ls.
20 OFD Hannover, 25.1.2007 – S 1978d – 10 StO 243, DStR 2007, 1037; OFD Karlsruhe, 8.10.2007 – S 1978/

20-St111, NWB DokID: ZAAAC-62546.
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triebsverm�gens und etwaiger gew�hrter Gegenleistungen in Form

von Darlehen erkennbar werden. Die Literaturmeinung leitet bereits

aus dem Gesetzeswortlaut bzw. aus der Systematik des Umwand-

lungssteuerrechts das Erfordernis ab, auch bei Einbringungsvorg�n-

gen zum Buchwert zur Bilanzierung �berzugehen.21

Eine ausdr�ckliche �ußerung der Finanzverwaltung zu der Frage, ob

auch bei der Realteilung sowie bei der Sachwertabfindung einzelner

Gesellschafter zu Buchwerten zum Bestandsvergleich �berzugehen ist,

liegt bislang nicht vor. Der Auffassung des Nieders�chsischen FG fol-

gend ist dies zu verneinen. In diesem Fall ist weder ein Ver�ußerungs-

gewinn zu ermitteln, noch m�sste aufgrund der zwingenden Buch-

wertfortf�hrung die Aus�bung eines Wahlrechts dokumentiert wer-

den. Die Besteuerung offener Forderungen ist auch dann sicherge-

stellt, wenn sowohl der �bertragende als auch der �bernehmende

Rechtstr�ger den Gewinn durch Einnahmen-�berschuss-Rechnung

ermitteln. Der Umfang des �bertragenen Verm�gens ergibt sich aus

den zugrunde liegenden vertraglichen Vereinbarungen. Ein �bergang

zum Bestandsvergleich ist somit nur dann erforderlich, wenn die So-

zien einen Spitzenausgleich vereinbaren und damit ein Ver�ußerungs-

gewinn zu ermitteln ist.22

Ein bislang wenig beachteter Aspekt ist, dass die Bilanzierung auch Vo-

raussetzung f�r die interpersonell korrekte Zurechnung des laufenden

Gewinns auf die einzelnen Mitunternehmer ist. Verbleibt es beim Aus-

scheiden eines Mitunternehmers bei der Einnahmen-�berschuss-

Rechnung, wird dessen laufender Gewinnanteil mehr oder weniger zu-

f�llig davon beeinflusst, ob etwa ausstehende Honorare bis zum Aus-

scheidensstichtag noch eingehen oder nicht. F�r die Gesellschafter von

Personengesellschaften lassen die dispositiven gesetzlichen Regelungen

zwar ein hohes Maß an Flexibilit�t in der Vereinbarung situationsbezo-

gener Gewinnverteilungsregelungen zu, eine willk�rliche interperso-

nelle Verschiebung vonGewinnen ist aber gerade nicht zul�ssig.23

Bei Einbringungsvorg�ngen nach § 24 UmwStG kommt es nicht zu

Gewinnverschiebungen zwischen den Gesellschaftern, da der einge-

brachte Betrieb wertm�ßig i.d.R. dem gew�hrten Mitunternehmeran-

teil entspricht. Auch bei der Realteilung stellt sich das Problem nicht,

wenn der ausscheidende Gesellschafter anteilig Forderungen und un-

fertige Leistungen �bernimmt. Von einer willk�rlichen Verschiebung

von Gewinnen wird man aber dann sprechen k�nnen, wenn ein Ge-

sellschafter nach § 6 Abs. 5 EStG zu Buchwerten ohne �bergang zur

Bilanzierung ausscheidet. Allerdings l�sst sich auch dieses Problem l�-

sen: Ist im Gesellschaftsvertrag geregelt, dass der laufende Gewinn

auch im Ausscheidensfall anhand einer Einnahmen-�berschuss-

Rechnung zu ermitteln ist, liegt eine vertragliche Gewinnverteilungs-

abrede vor, die steuerlich zu beachten ist.

Ob eine derartige Regelung sinnvoll ist, h�ngt nicht zuletzt von der Ab-

rechnungspraxis der Soziet�t sowie dem Zahlungsverhalten der Man-

danten im Einzelfall ab und bedarf daher genauer Abw�gung.Wird aber

sowohl beim Eintritt als auch beim Ausscheiden von Gesellschaftern

konsequent das Zuflussprinzip zugrunde gelegt, besteht kein Miss-

brauchspotenzial und ein �bergang zur Bilanzierung er�brigt sich.

Sollte das Finanzamt im Einzelfall der Auffassung sein, dass ein �ber-

gang zum Bestandsvergleich erforderlich gewesen w�re, besteht die

Gefahr, dass im Rahmen von Betriebspr�fungen ein Großteil des Ge-

winns in die Vergangenheit zur�ckverlagert wird, was progressionsbe-

dingte Mehrbelastungen und Nachzahlungszinsen zur Folge haben

kann. Dieses Risiko kann nur durch einen vorbeugenden �bergang

zur Bilanzierung ausgeschlossen werden. Dabei beschr�nkt sich der

Mehraufwand auf die Erstellung der Bilanz. Das Mehrergebnis auf-

grund des �bergangs zur Bilanzierung kann n�mlich dadurch neutra-

lisiert werden, dass unmittelbar nach der Umstrukturierung wieder

zur Einnahmen-�berschuss-Rechnung �bergegangen wird. Dies l�sst

auch die Finanzverwaltung ausdr�cklich zu.24

In diesem Fall ist aber zwingend darauf zu achten, dass der �ber-

gangsgewinn und der �bergangsverlust im gleichen Veranlagungszeit-

raum anfallen. Bei einer Einbringung zum 1.1. eines Jahres h�lt es die

Finanzverwaltung f�r denkbar, dass der �bergangsgewinn noch im

Altjahr (also am 31.12.) entsteht, der �bergangsverlust dann aber erst

den Gewinn des Folgejahres mindert.25 Aus Vorsichtsgr�nden sollte

daher die Einbringung in bzw. das Ausscheiden aus einer Gesellschaft

auf den 2.1. eines Jahres gelegt werden, damit ausgeschlossen werden

kann, dass der �bergangsgewinn noch im Altjahr zu versteuern ist.

III. Fazit

Wenn einzelne Sozien die freiberufliche Mitunternehmerschaft verlas-

sen, muss genau analysiert werden, welche steuerlichen Vorschriften

zur Anwendung kommen, damit gekl�rt ist, ob Sperrfristen beachtet

werden m�ssen oder etwa eine Schuld�bernahme zur anteiligen Ge-

winnrealisierung f�hrt. Erfreulicherweise ist es aufgrund der Neufas-

sung des § 16 Abs. 3 S. 2 ff. EStG ab dem Veranlagungszeitraum 2001

im Zusammenspiel mit § 6 Abs. 3 und Abs. 5 EStGs owie § 24 UmwStG

wiederm�glich, die meisten Umstrukturierungsvorg�nge steuerneutral

zu gestalten. Aus Vorsichtsgr�nden sollte dabei zumAusscheidensstich-

tag zur Bilanzierung �bergegangen werden. Das sich dadurch errech-

nende Mehrergebnis kann durch die R�ckkehr zur Einnahmen-�ber-

schuss-Rechnung im gleichen Veranlagungszeitraum wieder neutrali-

siert werden, so dass nur der Aufwand der Bilanzerstellung verbleibt.

Ein Wechsel der Gewinnermittlungsart er�brigt sich aber, wenn eine

gesellschaftsvertragliche Abrede dahingehend besteht, dass die Ge-

winnabgrenzung beim Ein- und Austritt von Gesellschaftern nach dem

Zuflussprinzip erfolgt.
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